
  Stand: 21.06.2017  

        

 

Antragsteller/in: 
 

Bezeichnung des Vorhabens: 
 

Standort: 

Erklärung zur Einhaltung der Regelungen zur Umweltverträglichkeitsprüfung und zum Europäischen 

ökologischen Netz „Natura 2000“ 

1. Das Projekt fällt in den Anwendungsbereich der Regelungen zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) oder zum    
Europäischen ökologischen Netz „Natura 2000: 

      ja               nein       (weiter mit Unterschrift der zuständigen Behörde) 
 

2. Genehmigende Stelle: 
 

3. Genehmigung: 

 Genehmigungsantrag wurde eingereicht am (Datum): ________________. 

 Genehmigung ist erteilt:   Aktenzeichen:                                                   Datum: ____________. 

4. Handelt es sich bei dem beantragten Vorhaben um ein Vorhaben im Sinne des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. November 2016 (BGBl. I S. S. 2749) oder im 
Sinne des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Land Sachsen-Anhalt (UVPG LSA) vom 27. August 
2002 (GVBl. S. 372) in der jeweils geltenden Fassung:  

 Nein (weiter mit Frage 6) 

 Anlage 1 UVPG Spalte 1:                                   (weiter mit Frage 5) 

 Anlage 1 UVPG LSA Spalte 1: _____________  (weiter mit Frage 5) 

 Anlage 1 UVPG Spalte 2:                                   (weiter mit Frage 4a) 

 Anlage 1 UVPG LSA Spalte 2: ______________ (weiter mit Frage 4a) 

4a.Ist die Durchführung einer UVP nach dem UVPG bzw. nach dem UVPG LSA erforderlich: 

 Ja (weiter mit Frage 5) 

 Nein, Begründung beifügen (weiter mit Frage 6) 

5. Durchführung der UVP: 

 Die Projektunterlagen wurden der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, von                  bis                 . 

 Die Entscheidung wurde der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, von                  bis                 . 

6. Handelt es sich bei dem Vorhaben um ein Projekt im Sinne des Art. 6 FFH-Richtlinie (§ 34 Abs. 1 BNatSchG) in 
der jeweils geltenden Fassung: 

 Ja (weiter mit Frage 7) 

 Nein 

7. Durchführung der Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG in der jeweils geltenden Fassung: 

 Das Vorhaben hat keine wesentlichen Auswirkungen, eine Verträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich. 

 Im Ergebnis der durchgeführten Verträglichkeitsprüfung sind von dem Vorhaben keine erheblichen negativen 
Auswirkungen zu erwarten.  

 Im Ergebnis der durchgeführten Verträglichkeitsprüfung sind von dem Vorhaben erhebliche negative             
Auswirkungen, die nicht durch entsprechende Maßnahmen verhindert werden können, zu erwarten. Das         
Projekt soll trotzdem unter Bezugnahme auf Art. 6 Abs. 4 FFH-Richtlinie (§ 34 Abs. 3, auch in Verbindung mit 
Abs. 4 BNatSchG) zugelassen werden. 

Bestätigung der zuständigen Behörde:  

Datum, Unterschrift 

 

Stempel: 
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